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1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung von einer befristeten 1,0 Stelle der Besoldungsgruppe 
A 11 bei der Dienststelle „Gewerbe- und Gaststättenrecht“ des Amtes für öffentliche Ordnung für den Aufgabenbereich „gewerbliches Spielrecht“.
2
Schaffungskriterien

Unter dem Gesichtspunkt der Gefahrenabwehr und zum Schutz der Allgemeinheit (u. a. vor den Folgen der Spielsucht) hat der Gesetzgeber das Glücksspiel in verschiedenen Gesetzen und Verordnungen streng reglementiert. Durch das Inkrafttreten des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrags (01.07.2012) und des Landesglücksspielgesetzes (29.11.2012) entsteht der Gewerbe- und Gaststättenbehörde zusätzlicher Aufwand, der mit dem vorhandenen Personal nicht bzw. nicht in dem gesetzlich geforderten Umfang bearbeitet werden kann. Die Bekämpfung des illegalen Glücksspiels ist eine weisungsgebundene Pflichtaufgabe der Verwaltung.
Die Schaffung der Stelle ist dringend notwendig, um Spielhallen, Internetcafes, Gaststätten und andere Gewerbebetriebe effektiv zu überwachen und die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zum gewerblichen Spielrecht durchzusetzen, sowie um illegale Spielclubs festzustellen, zu untersagen oder deren Einrichtung zu verhindern.
Bei Schaffung der Stelle lassen sich durch Bußgelder und Gebührenfestsetzungen für verwaltungsrechtliche Maßnahmen Mehreinnahmen erzielen. In den letzten Jahren sind die Einnahmen im Bereich des gewerblichen Spielrechts stark angestiegen. Dies zeigt sich insbesondere bei der Entwicklung der festgesetzten und eingenommenen Bußgelder. Es wird erwartet, dass die Stellenschaffung haushaltsneutral ist.

3
Bedarf

3.1
Anlass
In der Landeshauptstadt Stuttgart gibt es 130 Spielhallen mit überschlägig gerechnet 1.400 Geldspielgeräten (als Maximalzahl sind 12 Geldspielgeräte in einer Spielhalle möglich, dies wird in aller Regel voll ausgeschöpft). Hinzu kommen ungefähr weitere 650 Gaststätten, die derzeit je nach Raumgröße bis zu 3 Geldspielgeräte aufstellen dürfen. Hier sind weitere 1.445 Geldspielgeräte nach letzten Zahlen im Betrieb. Schließlich sind noch 60 Wettbüros und Internetcafes mit Wettterminals zu addieren.
Die neuen Bestimmungen der beiden Gesetze sehen weitgreifende Regelungen für die Entstehung neuer Spielhallen vor (Mindestabstand zwischen Spielhallen 500 m, keine Mehrfachkonzessionen, Mindestabstand zu Jugendeinrichtungen 500 m, Einführung von Sozialkonzepten, keine Sportwettvermittlung in Spielhallen etc.). Bei Spielhallenneuanträgen, sowie bei Wechsel des Gewerbetreibenden, was zu einer Neukonzession führt, ist bei den im Regelfall stattfindenden Ablehnungen eine hohe Widerspruchs- und Klagewelle zu befürchten.

Zusammenfassende Darstellung und erwartete Auswirkungen:

	Änderung
	Auswirkungen

	Einführung von Mindestabständen, Sozialkonzepten usw. bei Neuerrichtung
	Erhöhter Prüfungsaufwand, Ablehnungen als Regelfall, Folge: Verwaltungs- und Gerichtsverfahren

	Übergangsregelung zum 30.06.2013
	In 10 Fällen Prüfung der Neuerteilung mit vmtl. negativem Ausgang, Folge: Verwaltungs- und Gerichtsverfahren

	Vorlage Sozialkonzept
	Verwaltungsrechtliche Maßnahmen bei Nichtvorlage, Folge: Untersagungen, Gerichtsverfahren

	Lizenzierung von Wettbüros
	Amtshilfeersuchen des zuständigen Regierungspräsidiums, vor Ort Kontrollen und Berichte

	Aufstellverbot von Wettterminals in Gaststätten und Spielhallen
	Amtshilfeersuchen des zuständigen Regierungspräsidiums, vor Ort Kontrollen und Berichte

	Weitere Neuregelungen bzgl. Werbung, Ausstattung, Sperrdatei usw.
	Neuer Prüfungsaufwand, verwaltungsrechtliche Maßnahmen, anschließende Verwaltungs- und Gerichtsverfahren

	Neuregelung Aufstellergewerbe, Vorlage Sozialkonzepte
	Prüfung der Sozialkonzepte, Umsetzung, Überprüfung der Mitarbeiterschulung

	Änderung Spielverordnung
	Überprüfungen vor Ort, verwaltungsrechtliche Maßnahmen, anschließende Verwaltungs- und Gerichtsverfahren möglich, Nachkontrollen


Die Überprüfung von Gaststätten im Hinblick darauf, ob sie zum Aufstellen von Geldspielgeräten geeignet sind, erfordert sehr viel Aufwand. Häufig sind hier Außentermine sowie aufwendige Recherchen notwendig, damit festgestellt werden kann, ob die Hauptleistung der Gaststätte auch tatsächlich beim Verkauf von Getränken und/oder Speisen liegt. 

Es müssen hier strenge Maßstäbe angesetzt werden. Genaue Überprüfungen sowohl vor Erteilung der Bestätigung als auch im Nachgang sind erforderlich. Es ist nicht im Sinne des Gesetzgebers, dass klare Vorgaben unterlaufen werden und dies im höchst sensiblen Bereich der Suchtbekämpfung. Verwaltungsrechtliche Verfahren (Widerruf der Erlaubnis) werden derzeit nicht durchgeführt.
3.2 Bisherige Aufgabenwahrnehmung
Derzeit wird die Aufgabe im Bereich gewerbliches Spielrecht von einer Sachbearbeiterin im gehobenen Dienst wahrgenommen.
Verwaltungsverfahren im Spielrecht werden nicht durchgeführt. Festgestellte Verstöße werden, wenn überhaupt, nur ordnungsrechtlich in Form einer Ordnungswidrigkeit verfolgt. Es werden z. B. keine Verfügungen zur Entfernung überzähliger Geldspielgeräte erlassen. Weiter werden keine Automatenaufsteller und Spielhallenbetreiber auf ihre gewerberechtliche Zuverlässigkeit geprüft, obwohl auch hier großer Bedarf besteht. Die Muster SpielVwV sieht unregelmäßige Überprüfungen jeder Spielhalle vor. Es erschließt sich von selbst, dass im Bereich der Spielhallen dies eine mindestens zweimal jährliche Kontrolle voraussetzt, um überhaupt Einblick zu erhalten und die notwendige Präsenz zu zeigen. Die Pflichtaufgaben werden im Bereich des gewerblichen Spielrechts nicht in vollem Umfang wahrgenommen.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Ohne die Schaffung der zusätzlichen Stelle ist ein konsequentes, zeitnahes und nachhaltiges Vorgehen gegen Zuwiderhandlungen im gewerblichen Spielrecht nicht im gesetzlich geforderten Umfang möglich. Die illegale Spielszene im Stadtgebiet, in deren Umfeld nach polizeilicher Erfahrung auch andere Formen der Begleitkriminalität (Drogen, Prostitution, Beschaffungskriminalität für die Finanzierung des illegalen Glücksspiels, Geldwäsche) anzutreffen sind, würde sich weiter verfestigen und sogar ausdehnen. Mit einer weiteren Zunahme des pathogenen Glücksspiels im Stadtgebiet ist zu rechnen. Damit sind erhebliche Folgekosten verbunden (Behandlungs- und Beratungsbedarf, Arbeitsunfähigkeit der Betroffenen bis hin zu Privatinsolvenzen). 
Die Bedeutung dieses Themas zeigt auch die in Stuttgart beschlossene Vergnügungs-stättenkonzeption, die nun verstärkt umgesetzt wird. Dieses stadtplanerische und gestalterische Konzept, das Trading-Down-Effekten entgegenwirken soll, lässt nur noch in bestimmten stabilen Stadtteilen neue Vergnügungsstätten, wie gerade Spielhallen, zu. Die Konzeption würde ihren Sinn und Effekt nicht richtig entfalten, wenn nicht gleichzeitig eine zügige und effektive parallele Rechtsumsetzung der neu vorhandenen Vorschriften im Spielrecht erfolgt, die gerade im Bezug auf Spielhallen ähnliche Zielrichtungen, wenn auch unter anderen Grundvoraussetzungen wie der Suchtprävention, verfolgt.
4
Stellenvermerke

Schaffung mit KW-Vermerk 01/2016.
Zum Stellenplan 2016 ist zu überprüfen, ob die erwartete Haushaltsneutralität aufgrund von Mehrerträgen eingetroffen ist.

